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Ausgangslage und Fragestellungen
Auf Anordnung des Gerichtes vom 15.10.2007 wurde ein AV als Beistand 308.2 ZGB eingesetzt im laufenden Scheidungsverfahren, weil seit der Zuteilung der elterlichen Sorge an die Mutter am 9.12.2001 ständig Probleme bei der Ausübung des Besuchsrechts bestehen, und das Gericht einige zusätzliche Verfügungen mit Besuchs-Modalitäten erlassen hat. Der Auftrag des Beistandes lautet:
 
„das Besuchsrecht des Vaters in geeigneter Weise zu überwachen, zwischen den Eltern zu vermitteln und nötigenfalls die Modalitäten des Besuchsrechtes im Rahmen der richterlichen Besuchsordnung für die Eltern verbindlich festzulegen…“
 
Der Einladung zu gemeinsamen Gespräch ist der Vater unentschuldigt fern geblieben und so hat der Beistand zuletzt eine sehr detaillierte ausführliche Tabelle der Besuchsmodalitäten den Eltern schriftlich vor 3 Wochen mitgeteilt. Entgegen den Anweisungen hat der Vater das Kind am letzten Sonntagabend nicht zur Mutter zurückgebracht, die Mutter nicht benach-richtigt und entgegen den Anweisungen des Beistandes das Kind am Montagmorgen in die falsche Schule gebracht wo das Kind nicht angemeldet war. Der Vater weigerte sich die Erklärung der Schulleiterin anzunehmen und liess das Kind dort bis es nach ca. 2 Std. von der Mutter abgeholt und einen Tag später in die richtige Schule gebracht wurde.
 
Die VB rügt nun den Beistand, dass er in dieser „Notsituation“ des Kindes am Montagmorgen der Schulleiterin nicht persönlich zu Hilfe geeilt, und inaktiv geblieben sei. Der Beistand hat vorgeschlagen unter Begleitung eines Polizisten in zivil bei der Schulleitung vorbeizugehen weil eine Eskalation des Vaters nicht ausgeschlossen werden konnte auf Grund bisheriger Erfahrungen.
 
Unsere Fragen:
 
1. Hat der Beistand die Pflicht persönlich vor Ort zu intervenieren wenn sich ein Elternteil nicht an die verbindlichen Abmachungen hält? 

2. Hat der Beistand die Pflicht persönlich das Kind zu begleiten wenn Gefahr besteht dass ein Elternteil sich nicht an die Auflagen hält? Wann und unter welchen Umständen? 

3. Was hat ein Beistand für Möglichkeiten, wenn ein erneuter Versuch bei einem Mediator (Auflage des Gerichtes) vor 6 Monaten in der ersten Sitzung bereits eskalierte? 

4. Gibt es eine Grenze der persönlichen Intervention des Beistandes aus rechtlicher und / oder professioneller Sicht? 

5. Gibt es zu diesen Fragen Gerichtsentscheide und/oder haben Sie gute Literaturhinweise? 


Erwägungen

Vorbemerkung:

Bei den gestellten Fragen handelt es sich nur zum Teil um rechtliche Fragen im engeren Sinn und die Antworten darauf werden kaum zu befriedigenden Lösungen für alle Beteiligten führen. Die nachfolgenden Erwägungen enthalten deshalb auch sozialarbeiterisch-methodische Hinweise, die jedoch im Rahmen der vom VSAV angebotenen Rechtsberatung nur rudimentär sein können.
1. Besuchsrechtskonflikte sind i.d.R. Konflikte zwischen den Eltern und selten Konflikte zwischen den Eltern bzw. einem Elternteil und dem Kind. Über das Besuchsrecht werden oft ungelöste Paarkonflikte ausgetragen. Die Kunst des Beistands besteht darin, die Eltern von der Paarebene, auf der um „Rechte“ gekämpft wird, auf die Elternebene zu bringen, und gemeinsam nach Lösungen zu suchen, die dem Kind und seiner Entwicklung dienlich sind.

2. Auf diesem Hintergrund sind Zwangsmittel (Verhängung von Bussen, Einsatz von Polizei etc.) i.d.R. kontraproduktiv, sie tragen bei zur Eskalation des Konfliktes und verhindern Lösungen. Es gibt nur eine Indikation dafür: ernsthafte physische und/oder psychische Gefährdung des betroffenen Kindes.
3. Druck auf Eltern, welche die Kooperation verweigern ist vertretbar, wenn er dazu dient, überhaupt ins Gespräch zu kommen. Wenn ein Elternteil auf Einladungen nicht reagiert und vom Beistand die Lösung erwartet, ist es zulässig, ihm klar zu machen, dass beim Gericht oder der Vormundschaftsbehörde die Sistierung des Besuchsrechts beantragt wird, wenn das Gespräch weiterhin beharrlich verweigert wird.

4. Die Gesprächsführung mit zerstrittenen Eltern, die ihren Konflikt über das Besuchs-recht ausagieren, ist sehr anspruchsvoll, und auch erfahrenen und gut ausgebildeten Fachleuten wird es nicht immer gelingen, solche Eltern zu einer  konstruktiven Zusammenarbeit zu bringen. Die Hochschule Luzern bietet seit Jahren einen ausserordentlich erfolgreichen Zweitageskurs „Besuchsrecht regeln“ (nächste Durchführung 4.5. Dezember 2008) an. Als erste Anregung diene die Beilage von Diana Wider, Gesprächsführung bei Besuchrechtskonflikten – kindzentrierte lösungsorientierte Fragen.
5. Eine persönliche und direkte Intervention eines Beistands bei der Ausübung des Besuchsrechts ist dann indiziert, wenn das Kind Opfer der elterlichen Streitereien wird, wie im vorliegenden Fall, wo sich der Vater den angeordneten Modalitäten widersetzt und das Kind pflichtwidrig „im falschen Schulhaus“ stehen lässt. Die persönliche Anwesenheit des Beistands bei Übergaben des Kindes ist bei grossen Konfliktpotential und wenn kleine Kinder davon betroffen sind, zu Beginn eines Beratungsprozesses in Einzelfällen zweckmässig. Als Dauermassnahme kommt es aus Praktikabilitätsgründen und weil die Eltern dadurch in ihrer Verantwortung nicht gestärkt, sondern zur Delegation „ermuntert“ werden, nicht in Frage.

6. Wenn ein Elternteil trotz intensiver Bemühungen die Kooperation beharrlich verweigert, gibt es immerhin rechtliche Mittel, das Kind vor den entsprechenden schädlichen Folgen zu schützen. Nach Art. 274 Abs. 2 ZGB kann das Besuchsrecht sistiert oder entzogen werden (BGE 5C.21/2004 vom 8. März 2004; Entscheid des Kantonsgerichts St. Gallen vom 20.12.1999 (ZVW 5/2000, S. 204-209).). In Frage kommt auch die Androhung und Verhängung der Ungehorsamsstrafe nach Art. 292 StGB (BGE 127 IV 119; die Praxis 2001, S. 1200ff. und ZVW 2002 S. 149).
7. Bei allen Massnahmen und Interventionen sind die betroffenen Kinder altersgemäss und adäquat einzubeziehen. Ihre Meinung ist zu erfragen und zu respektieren und sie dürfen nicht als „Streitobjekt“ der Eltern behandelt werden (BGE 5C.209/2005 vom 23. September 2005; BGE 131 III 209 vom 19. Januar 2005). Zum Selbstbestimmungsrecht des Kindes vgl. rund ein Dutzend BGE in der angehefteten Beilage).

Niederrohrdorf, 26. August 2008 

Prof. Christoph Häfeli
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Beilagen: 

Diana Wider Gesprächsführung bei Besuchsrechtskonflikten…; 

dieselbe, Persönlicher Verkehr – Praxishinweise.
